
Abschrift 

S 1 U 162/21 

SOZIALGERICHT REGENSBURG 

GERICHTSBESCHEID 

.�. 

in dem Rechtsstreit 

- Kläger -

Proz.-Bev.: 
Holger Strietzel u.a., DGB-Rechtsschutz GmbH, Johannisstraße 27, 92637 Weiden -
01087-21/hs/knb -

gegen 

- Beklagte -

Die 1. Kammer des Sozialgerichts Regensburg erlässt durch ihre Vorsitzende, Präsidentin 
des Sozialgerichts ..., am 7. April 2022 ohne mündliche Verhandlung folgenden 

G e r c h t s b e s c h e d 

1. Der Bescheid der Beklagten vom 05.01.2021 in der Gestalt des Wider­
spruchbescheides vom 31.05.2021 wird aufgehoben.

II. Die Beklagte hat dem Kläger seine außergerichtlichen Kosten zu erstatten.
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T a t b e s t a n d :

Streitig ist, ob die Beklagte den Bescheid vom 15.04.2008 aufheben konnte, mit dem sie 

den Unfall vom 21.09.2006 als versicherten Arbeitsunfall anerkannt hat. 

Der am 25.12.1959 geborene Kläger arbeitet als polizeiliche Unterstützungskraft bei der 

Bundespolizeiinspektion W. Am 21.09.2006 verletzte er sich bei einem Fuß­ballturnier als 

Torwart die rechte Hand. Der Dienstherr teilte mit, dass es sich um eine Veranstaltung 

der Bundespolizeiinspektion W. gehandelt habe ohne die Betei­ligung von 

unternehmensfremden Personen. Es sei ein Vergleichswettbewerb zwischen den 

Organisationseinheiten der Bundespolizeiinspektion gewesen. Die Spiele seien in einem 

freundschaftlich geprägten Charakter ausgetragen worden. Alle Dienststellenange­

hörigen seien als Zuschauer eingeladen gewesen. Es fände regelmäßig Dienstsport statt. 

Daneben würden anlassbezogen besondere Sportveranstaltungen angeordnet, sowohl 

dienstgruppenintern als auch übergreifend. Regelmäßige Turniere fänden nicht statt, es 

habe sich um ein anlassbezogenes Turnier zur Fußball-WM gehandelt. Es seien Pokale 

und Auszeichnungen vergeben worden, jede teilnehmende Mannschaft habe einen Preis 

erhalten. Der beigefügten Mitteilung des örtlichen Personalrats ist zu entnehmen, dass 

aufgrund der WM die Personalversammlung und das Dienststellenfest abgesagt werden 

musste und nun am 21.09.2006 alles nachgeholt werde. Zuerst findet die Personalver­

sammlung statt, dann das Turnier und während bzw. anschließend das Dienststellenfest. 

Eingeladen hatte die lnspektionsleitung in Verbindung mit dem Personalrat und dem För­

derverein um die WM noch lange in guter Erinnerung zu behalten. Jede Dienstgruppe 

sowie der Innendienst zusammen mit dem Ermittlungsdienst hatte eine Mannschaft zu 

stellen. 

Die Beklagte ging nach Prüfung der Rechtsprechung von einer betrieblichen Gemein­

schaftsveranstaltung aus, nahm den Versicherungsschutz an und lehnte mit Bescheid 

vom 15.04.2008 einen Rentenanspruch wegen der Folgen des Arbeitsunfalls ab. Zugrun­

de lag ein medizinisches Sachverständigengutachten, erstellt in der Unfallklinik M. Für die 

verbliebenen Folgen im Bereich der rechten Hand wurde die Minderung der Er­

werbsfähigkeit mit 15 v. H. bewertet. Der Bescheid wurde bestandskräftig. 

Am 19.02.2019 bat der Kläger um Überprüfung einer Stützrente. Er bezieht als Folge ei­

nes weiteren Arbeitsunfalls vom 19.09.2016 eine Rente nach einer MdE in Höhe von 20 v. 

H.
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Ein in Auftrag gegebenes Sachverständigengutachten bestätigte die MdE in Höhe von 15 

V. H.

Mit Schreiben vom 22.10.2020 hörte die Beklagte den Kläger bzgl. der beabsichtigten 

Aufhebung des Bescheides vom 15.04.2006 an. Die Beklagte hat ausgeführt, dass sie die 

Rücknahmeoptionen gemäß§ 45 i.V. m. § 48 Abs. 3 Sozialgesetzbuch, Zehntes Buch 

(SGB X) prüfe, da eine Änderung der Rechtsprechung durch die Urteile des BSG vom 

22.09.2009, Az. B 2 U 4/08 R und vom 15.11.2016, Az. B 2 U 12/15 R vorliege. Es habe 

sich um eine rein sportliche Gemeinschaftsveranstaltung gehandelt, die nicht allen Be­

schäftigten offen gestanden habe und damit nicht versichert gewesen sei. Jedoch sei eine 

Rücknahme nach § 45 SGB X nicht mehr möglich, so dass § 48 Abs. 3 SGB X zur An­

wendung käme. Auszusparen seien danach nicht nur die auf einer wesentlichen Ände­

rung der tatsächlichen Verhältnisse beruhende Erhöhung von Ansprüchen, sondern auch 

erstmals entstehende Ansprüche, wie hier die Gewährung einer Versichertenrente. 

Der Kläger hat vorgetragen, dass es sich um ein Fußballturnier handelte, aber der nicht 

spielende Teil als Zuschauer eingebunden gewesen sei. Es habe sich nicht um eine rein 

sportliche Veranstaltung gehandelt. Ziel der Veranstaltung sein die Stärkung des Gemein­

schaftsgefühls zwischen sämtlichen Mitgliedern der Belegschaft gewesen. 

Mit Bescheid vom 05.01.2021 in der Gestalt des Widerspruchbescheides vom 31.05.2021 

nahm die Beklagte den Bescheid vom 15.04.2008 gemäß § 45 Abs. 2 SGB X i. V. m. § 48 

Abs. 3 SGB X unter Ausübung des Ermessens zurück. 

Dagegen hat der Kläger am 24.06.2021 Klage zum Sozialgericht Regensburg erhoben. 

Die Bundespolizeiinspektion W. hat mitgeteilt, dass sie im Jahr 2006 105 Be­schäftigte 

hatte, davon 15 Frauen. 

Im Termin vom 23.03.2022 hat der Kläger ausgesagt, dass die Mitarbeiter der Dienststelle 

während der Weltmeisterschaft 2006 an den Spielorten eingesetzt gewesen seien. An 

dem Turnier am 21.09.2006 hätten alle fünf Dienstgruppen und auch der Innen- und Er­

mittlungsdienst teilgenommen. Jede hätte eine Mannschaft mit sechs Spielern gestellt und 

eine unbegrenzte Anzahl von Auswechselspielern, damit jeder die Möglichkeit hatte mit­

zuspielen. Ältere und gehandicapte Mitarbeiter seien als Zuschauer anwesend gewesen. 

Die Dienststelle sei an diesem Tag von der Nachbardienststelle besetzt gewesen. Die 

Teilnahme sei auch dienstlich angeordnet gewesen. An die genaue Anzahl der Teilneh­

mer konnte sich der Kläger nicht mehr erinnern, auch nicht wie viele Frauen mitgespielt 

hatten. An eine Mitspielerin in seiner Mannschaft konnte er sich erinnern. Die Gemein-
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Rechtsmittelbelehrung 

Dieser Gerichtsbescheid kann mit der Berufung angefochten werden. 

Die Berufung ist innerhalb eines Monats nach Zustellung des Gerichtsbescheids beim Bayer. Lan­
dessozialgericht, Ludwigstraße 15, 80539 München, oder bei der Zweigstelle des Bayer. Landes­
sozialgerichts, Rusterberg 2, 97421 Schweinfurt, schriftlich oder zu Protokoll des Urkundsbeamten 
der Geschäftsstelle oder beim Bayer. Landessozialgericht in elektronischer Form einzulegen. 
Rechtsanwälte, Behörden oder juristische Personen des öffentlichen Rechts einschließlich der von 
ihnen zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse müssen die Beru­
fung als elektronisches Dokument übermitteln (§ 65d Satz 1 Sozialgerichtsgesetz - SGG). Gleiches 
gilt für die nach dem Sozialgerichtsgesetz vertretungsberechtigten Personen, für die ein sicherer 
Übermittlungsweg nach § 65a Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 SGG zur Verfügung steht (§ 65d Satz 2 SGG). 

Die Berufungsfrist ist auch gewahrt, wenn die Berufung innerhalb der Frist beim Sozialgericht Re­
gensburg, Safferlingstraße 23, 93053 Regensburg, schriftlich oder zu Protokoll des Urkundsbeam­
ten der Geschäftsstelle oder beim Sozialgericht Regensburg in elektronischer Form eingelegt wird. 

Die elektronische Form wird durch Übermittlung eines elektronischen Dokuments gewahrt, das für 
die Bearbeitung durch das Gericht geeignet ist und 

von der verantwortenden Person qualifiziert elektronisch signiert ist oder 

von der verantwortenden Person signiert und auf einem sicheren Übermittlungsweg 
gemäß § 65a Abs. 4 SGG eingereicht wird. 

Weitere Voraussetzungen, insbesondere zu den zugelassenen Dateiformaten und zur qualifizierten 
elektronischen Signatur, ergeben sich aus der Verordnung über die technischen Rahmenbedin­
gungen des elektronischen Rechtsverkehrs und über das besondere elektronische Behördenpost­
fach (Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung - ERW) in der jeweils gültigen Fassung. 

Die Berufungsschrift soll den angefochtenen Gerichtsbescheid bezeichnen, einen bestimmten An­
trag enthalten und die zur Begründung der Berufung dienenden Tatsachen und Beweismittel ange­
ben. 

Der Berufungsschrift und allen folgenden Schriftsätzen sollen Abschriften für die übrigen Beteilig­
ten beigefügt werden; dies gilt nicht im Rahmen des elektronischen Rechtsverkehrs. 

 


